




















Strukturwandel im Ruhrgebiet 1820 - 2000 81 

die Eisen- und Stahlindustrie in Schwierigkeiten, deren konjunkturelle Ursachen 
bis heute anhalten. Mit jedem Konjunkturtal entledigten sich die Unternehmen 
defizitärer Produktionsstandorte, schon 1966 angefangen mit Bochum und zu­
letzt Rheinhausen, Hattingen und Dortmund. Oft ersetzten leistungsfähige 
Oxygen- oder Elektrostahlwerke für Spezialstähle mit wesentlich geringerem 
Personalbedarf die älteren Schmelzen und wenige große die vielen älteren klei­
nen Hochöfen. Mit der Schließung eines Standortes war meist der Verlust von 
Tausenden von Arbeitsplätzen verbunden, zu denen in der Regel noch einmal 
gleich viele in der Peripherie hinzukamen. Zwar haben Kommunen und das 
Land in größerem Maße aufgelassene Betriebsflächen aufgekauft, die Altlasten 
entsorgt und die Flächen für neu eingerichtete und mehr noch für umgesiedelte 
Betriebe zur Verfügung gestellt, doch blieb die großbetriebliche Struktur ein 
maßgebliches Orientierungskriterium für die meisten Beschäftigten des Ruhrge­
biets. 

Prekäre Situationen wie 1974 oder 1987 traten auf, wenn Stahl und Kohle 
gleichzeitig Stellenabbau betrieben und die Arbeitslosenziffern anschwollen, die 
seitdem mit etwa 15 % und mehr immer noch doppelt so hoch sind wie im Bun­
desdurchschnitt. Hier halfen zwar umfangreiche Bundes-Regelungen zum Vor­
ruhestand, doch waren diese Mittel zunächst nicht an den Aufbau neuer Ar­
beitsplätze und damit an einen aktiven Strukturwandel gebunden; diese finanzi­
ellen Großzügigkeiten endeten mit der deutschen Vereinigung 1990. Die Er­
neuerungsfähigkeit einer Region zeigt sich eben nicht nur an einer niedrigen Ar­
beitslosenquote, sondern stärker noch an der Zahl der neugeschaffenen Dauer­
arbeitsplätze, und diese Zahl fällt immer noch deprimierend niedrig aus. 

Es gibt auch noch ein anderes Kriterium für die nur relative Modernisierung 
dieser Jahre zwischen 1960 und 1980: Der Anteil der sog. Arbeiter sank bald ab, 
doch es war nicht der Anteil der Selbstständigen, der rasant stieg, sondern der 
der Angestellten; Klaus Tenfelde hat das die "Verangestelltung" genannt, beson­
ders im öffentlichen Dienst des Landes und der Gemeinden und in diesen 
gleichgestellten Verwaltungs- und Dienstleistungseinrichtungen wie Energiever­
sorgern, Sparkassen usw. 

Die Notwendigkeit, sich vom Denken in großbetrieblichen Strukturen zu lö­
sen, umfassende persönliche Verantwortung für komplexe Aufgabenfelder zu 
übernehmen, eher typisch für Mittelbetriebe, und dabei gegebenenfalls Teamar­
beit zu praktizieren - diese Notwendigkeit ist freilich in voller Breite erst mit 
dem Durchbruch der elektronisch verwalteten Gesellschaft im vergangenen 
Jahrzehnt erkennbar geworden; man könnte auch sagen, dass erst dies die Um­
setzung des 1960 begonnenen Wandels bedeutet. Doch ist davon der öffentliche 
Dienst wie auch Teile des Dienstleistungsgewerbes, wie die Banken, noch weit 
weniger erfasst als die private, im Wettbewerb stehende Industrie. Auch stehen 
die erfreulich starke Entwicklung im Recycling ebenso wie die W ohnungswirt­
schaft oder die Energie-"Erzeugung" selten im Wettbewerb, sondern ruhen eher 
auf regionalen oder "sozialen" Monopolen. 

Das Ruhrgebiet hat durch diese neuen technischen Entwicklungen seinen 
Standortvorteil endgültig eingebüßt. Um aber zu einer forschungsintensiven 
neuen Produktion zu kommen, in der man noch großen Einfluss auf Erlöse hat 
und ihnen nicht hinterherlaufen muss, werden hochkarätige Forschungszentren 
benötigt, die es bislang nicht hier, wohl aber in Köln oder München gibt. 



82 W olfhard Weber 

In der Industriepolitik hat das Land nach 1968 mit einer großen Zahl von Pro­
grammen versucht, dem Verlust von Arbeitsplätzen entgegenzuwirken und neue 
Technologien anzusiedeln. Nach Gründung der Ruhrkohle AG folgte eine 
ganze Serie. Das "Entwicklungsprogramm Ruhr" von Land und Bund ging 
1968-1973 noch von der Ausnahmesituation der Region aus; das dann folgende 
"Programm Nordrhein-Westfalen 1975" förderte die Kernenergie und sah keine 
über die Kohlesubventionen hinausgehende Unterstützung für das Ruhrgebiet 
mehr vor. Mit der viel tiefer gehenden Krise 1974 legte die Regierung dann 
"Technologieprogramme" für die stagnierenden Technologien auf. Erst bei 
einem weiteren und auch wiederholten "Technologieprogramm Wirtschaft", das 
1978-84 in Verbindung mit den Industrie- und Handelskammern entwickelt 
wurde, zeigten sich Wirkungen. Das "Aktionsprogramm Ruhr" 1980-1984 ver­
band die Erneuerung bestehender mit der Entwicklung neuer Technologien und 
wurde 1987/88 durch verschiedene Zukunftsinitiativen abgelöst, die sich mit der 
Zukunftsinitiative Montan-Region (ZIM) zunächst auf die Bergbauregionen 
konzentrierten, sich dann mit der Zukunftsinitiative für die Regionen Nord­
rhein-Westfalen (ZIN) auch auf das ganze Bundesland ausdehnten, zudem mit 
Hilfen aus der EG verbunden waren und sich des Instruments der öffentlich 
finanzierten oder selbsttragenden Technologiezentren bedienten. Letztere Pro­
gramme sind auch durch den Unternehmens-"Initiativkreis Ruhrgebiet" im 
Bereich der Selbstdarstellung und Kultur öffentlich gestützt worden. Die wich­
tigste Initiative des Landes, das Bewusstsein für eine Erneuerung mit Augenmaß 
gefördert zu haben, ist sicherlich in der Internationalen Bauausstellung 
Emscherpark (1989-1999) deutlich geworden. Sie hat die Wandlungsfähigkeit 
des nördlichen Reviers, das Defizite in der urbanen Struktur ausweist, stärker 
bewusst gemacht bzw. versucht, diese zu überwinden. Wenn sich daraus ein 
weitgehender Mentalitätswandel herausbilden sollte, können wir uns freuen, si­
cher ist das noch nicht. 

Die neuen Industriezweige traten mit ihrer Fertigungsweise nicht in die Fuß­
stapfen der alten Großbetriebe, es sei denn in der Konsumgüterproduktion, die 
freilich kaum im Ruhrgebiet stattfindet, und wenn, dann als Werkbank, 
während die Labors für Forschung und Entwicklung an anderen Orten stehen. 
Das Ruhrgebiet ist von daher - wie die östlichen Bundesländer - übervölkert 
und verliert ständig Einwohner, im letzten Jahrzehnt leider auch sehr viele junge 
Ehepaare mit Kindern aus den Innenstädten. Zuwanderer mit geringeren Quali­
fikationen, die sich alter Strukturen wegen hier einfanden und -finden, beförder­
ten nicht gerade den Schritt zur anspruchsvollen High-Tech-Industrie. 

Sieht man auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis der Förderprogramme aus 
Steuermitteln seit 1958, wird irgendwann die Frage nach der Verhältnismäßig­
keit gestellt werden, und sei es von Historikern. Die Antwort kann zurzeit nicht 
zufrieden stellend ausfallen. Im Ruhrgebiet müssen irgendwann einmal die Ka­
pitalien, die hier von privater und öffentlicher Hand investiert wurden, auch 
verdient werden. Dass es schwerindustrielle Gebiete gibt, die den Umstieg noch 
unzureichender schaffen, darf kein Ruhekissen für uns sein. 
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